Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4377 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen 
(10. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die wirtschaftliche Förderung der 

Ausbildung 

— Drucksache V/2416 — 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über Ausbildungsförderung 
— Drucksache V/3090 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Förderung der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 

— Drucksache V/3554 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Freyh 
und Frau Pitz-Savelsberg *) 


') lolgl als zu Drucksache V/4377 


Druck: Bonner Universitats-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Posttuch 821, Goethestraßc 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4377 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/2416, 
V/3090, V/3554 — in der nachstehenden Fassung 
anzunehmen; 

2. durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 als er- 
ledigt zu erklären: 

a) die Vorlage des Bundesministers für Familie 
und Jugend an den Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages vom 24. Februar 1967 be- 
treffend Individuelle Ausbildungsförderung 
— Drucksache V/1505 — 

b) den Bericht über den Stand der Maßnahmen 
auf dem Gebiet der individuellen Förderung 

* von Ausbildung und Fortbildung 
— - Drucksache V/1580 — ; 


j 3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

1. Der Bundestag erwartet, daß die Gesetz- 
gebung zur Ausbildungsförderung in der 
Sechsten Legislaturperiode so ergänzt wird, 
daß alle Ausbildungsbereiche nach Beendi- 
gung der Vollzeitschulpflicht einbezogen wer- 
den. Die Finanzierung ist in der mehrjährigen 
Finanzplanung vorzusehen. 

2. Der Bundestag fordert die Bundesregierung 
auf, eine Gesetzesvorlage zur Neuregelung 
der Studentenförderung an Hochschulen, 
Ingenieurschulen, Akademien und höheren 
Fachschulen bis zum 1. März 1970 vorzu- 
legen, die insbesondere gegenüber den bis- 
herigen Regelungen die notwendigen struk- 
turellen und finanziellen Verbesserungen 
enthält. 

4. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 

Vogt Frau Pitz-Savelsberg Frau Freyh 

Vorsitzender Berichterstatterinnen 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 


§ i 

Grundsatz 

Auf individuelle Ausbildungsförderung besteht ! 
für eine der Neigung, Eignung und Leistung ent- ! 
sprechende Ausbildung ein Rechtsanspruch nach 
Maßgabe dieses Gesetzes, wenn dem Auszubilden- I 
den die für seinen Lebensunterhalt und seine Ausbil- 
düng erforderlichen Mittel anderweitig nicht zur i 
Verfügung stehen. 

ABSCHNITT I 

Förderungsfähige Ausbildung 

§ 2 ! 

Ausbildungsstätten 

(1) Ausbildungsförderung wird geleistet für den 
Besuch von 

1. weiterführenden allgemeinbildenden Schu- 
len und Fachoberschulen, 

2. Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs, 

3. Berufsfachschulen und Fachschulen. ! 

Ausbildungsförderung wird nur geleistet, wenn die j 

Ausbildung an einer öffentlichen Einrichtung oder j 

einer genehmigten Ersatzschule durchgeführt oder j 
wenn die zuständige Landesbehörde anerkennt, daß 
der Besuch der Ausbildungsstätte dem Besuch der 
in Satz 1 bezeichneten Ausbildungsstätten gleich- 
wertig ist. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- \ 
ordung mit Zustimmung des Bundesrates bestim- 
men, daß Ausbildungsförderung für den Besuch von 
anderen Ausbildungsstätten geleistet wird, die den 
in Absatz 1 bezeichneten gleichwertig sind. 

(3) Ausbildungsförderung wird für ein Praktikum 
geleistet, das in Zusammenhang mit dem Besuch 
einer der in Absatz 1 bezeichneten oder nach Ab- 
satz 2 bestimmten Ausbildungsstätten gefördert 
wird. 

(4) Ausbildungsförderung wird für die Zeit gelei- 

stet, in der die Ausbildung die Arbeitskraft des 
Auszubildenden im allgemeinen voll in Anspruch 
nimmt. j 

(5) Ausbildungsförderung wird nicht geleistet, 
wenn ein Anspruch auf eine Förderung nach den 


§§ 40, 47 oder 48 des Arbeitsförderungsgesetzes be- 
steht. 

§ 3 

Ausbildung im Inland 

Ausbildungsförderung wird für die Ausbildung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes geleistet. 

§ 4 

Ausbildung im Ausland 

Deutschen im Sinne des Grundgesetzes, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben und 
dort eine Ausbildungsstätte besuchen, kann Aus- 
bildungsförderung geleistet werden, wenn die be- 
sonderen Umstände des Einzelfalles dies rechtferti- 
gen. Die Leistungen sowie die Anrechnung des Ein- 
kommens und Vermögens richten sich nach den be- 
sonderen Verhältnissen im Aufenthaltsland. 

§ 5 

Ausbildungsabschnitte 

(1) Ausbildungsförderung wird bis zum Abschluß 
einer ersten berufsqualifizierenden Ausbildung ge- 
leistet. 

(2) Darüber hinaus wird Ausbildungsförderung 
für eine weitere Ausbildung geleistet, 

1. wenn sie die erste Ausbildung in dersel- 
ben Fachrichtung weiterführt, 

2. wenn in Zusammenhang mit der Ab- 
schlußprüfung der ersten Ausbildung der 
Zugang zu dieser Ausbildung eröffnet 
worden ist, 

3. wenn der Auszubildende eine Berufsauf- 
bauschule, eine Abendrealschule, ein 
Abendgymnasium oder ein Kolleg besucht 
oder dort die schulischen Voraussetzun- 
gen für die weitere Ausbildung erworben 
hat. 

Im übrigen wird Ausbildungsförderung für eine 
weitere Ausbildung geleistet, wenn die besonderen 
Umstände des Einzelfalles, insbesondere das ange- 
strebte Ausbildungsziel, dies rechtfertigen. 

(3) Hat der Auszubildende die Ausbildung aus 
wichtigem Grund abgebrochen, so wird Ausbil- 
dungsförderung für eine andere Ausbildung ge- 
leistet. 


3 



Drucksache V/4377 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


ABSCHNITT II 

Persönliche Voraussetzungen 

§ 6 | 

Staatsangehörigkeit 

(1) Ausbildungsförderung wird geleistet 

1. Deutschen im Sinne des Grundgesetzes, 

2. heimatlosen Ausländern im Sinne des Ge- 
setzes über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269), 

3. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes haben und als Asylberechtigte nach 
§ 28 des Ausländergesetzes vom 28. April 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 353) anerkannt ! 
sind. 

(2) Rechtsvorschriften, nach denen anderen Aus- 

ländern Ausbildungsförderung zu leisten ist, blei- 
ben unberührt. ; 

§ 7 

Eignung 

Die Ausbildung wird gefördert, wenn die Leistun- 
gen des Auszubildenden erwarten lassen, daß er das 
angestrebte Ausbildungsziel erreicht. Dies wird an- 
genommen, solange der Auszubildende die Ausbil- 
dungsstätte besucht oder das Praktikum ableistet. 

§ 8 

Alter 

(1) Bei Besuch einer weiterführenden allgemein- 
bildenden Schule wird Ausbildungsförderung ab 
Klasse 10, im übrigen von Beginn der Ausbildung 
an geleistet. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden bei Besuch j 
einer weiterführenden allgemeinbildenden Schule | 
mit Ausnahme der Hauptschule als Ausbildungsför- j 
derung ab Klasse 5 die Kosten für 

1. auswärtige Unterbringung oder 

2. Fahrten zur Ausbildungsstätte 
erstattet. 

(3) Ausbildungsförderung wird nicht geleistet, 
wenn der Auszubildende bei Beginn des letzten 
Ausbildungsabschnitts das 30. Lebensjahr vollendet 
hat, es sei denn, daß 

1. der Auszubildende die schulischen Vor- 
aussetzungen für die zu fördernde Aus- 
bildung an einer Berufsaufbauschule, einer 
Abendrealschule, einem Abendgymnasium 
oder einem Kolleg erworben hat, 

2. die Art der Ausbildung oder die Lage des 

Einzelfalles die Überschreitung der Alters- j 
grenze rechtfertigt. | 


ABSCHNITT III 
Leistungen 

§ 9 

Umfang der Ausbildungsförderung 

(1) Ausbildungsförderung wird für den Lebens- 
unterhalt und die Ausbildung geleistet (Bedarf). 

(2) Auf den Bedarf sind nach Maßgabe der fol- 
genden Vorschriften Einkommen und Vermögen des 
Auszubildenden, seines Ehegatten und seiner Eltern 
in dieser Reihenfolge anzurechnen. 

(3) Besucht der Auszubildende ein Abendgymna- 
sium oder ein Kolleg, so sind nur Einkommen und 
Vermögen des Auszubildenden und seines Ehegat- 
ten anzurechnen. 

(4) Ist Einkommen oder Vermögen einer Person 
auf den Bedarf mehrerer Auszubildender anzurech- 
nen, so wird es zu gleichen Teilen angerechnet. Dies 
gilt nicht, soweit dadurch der anderweitig nicht ge- 
deckte Bedarf des Auszubildenden überschritten 
würde. 

§ 10 

Bedarf für Schüler 

(1) Als monatlichen Bedarf gelten 

1. für Schüler von weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen ab 
Klasse 10, von Fachoberschulen 

und Berufsfachschulen 150 DM, 

2. für Schüler von Fachschulen, Be- 

rufsaufbauschulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien und 
Kollegs 290 DM. 

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der Aus- 

zubildende nicht bei seiner Familie wohnt, für Schü- 
ler von Realschulen und Gymnasien ab Klasse 5, von 
Hauptschulen ab Klasse 10, von Fachoberschulen, 
Berufsfachschulen, Fachschulen, Berufsaufbauschu- 
len, Abendrealschulen, Abendgymnasien und Kol- 
legs 320 DM. 

Satz 1 gilt nur, wenn an dem gewöhnlichen Aufent- 
haltsort des Auszubildenden oder in erreichbarer 
Nähe keine entsprechende zumutbare Ausbildungs- 
stätte vorhanden ist. 

(3) Als monatlicher Bedarf gelten für die in Ab- 
! satz 2 Satz 1 bezeichneten Auszubildenden, wenn sie 

aus Gründen der Ausbildung in einem Internat oder 
einer gleichartigen Einrichtung untergebracht wer- 
I den müssen, die tatsächlichen notwendigen Kosten 


bis zu einer Höhe von 320 DM, 

zuzüglich eines Taschengeldes von 20 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn am gewöhnlichen Aufenthalts- 
ort oder in erreichbarer Nähe keine entsprechende 
zumutbare Ausbildungsstätte vorhanden ist. 
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(4) Als Bedarf für die in Absatz 1 bezeichneten 
Auszubildenden, die bei ihren Familien wohnen, 
gelten auch die notwendigen Kosten für die Fahrt 
zur Ausbildungsstätte, soweit sie zehn Deutsche 
Mark monatlich übersteigen. Als Bedarf für Schüler 
der Klassen 5 bis 9 der Realschulen und Gymnasien, 
die bei ihren Familien wohnen, gelten die notwendi- 
gen Kosten für die Fahrt zur Ausbildungsstätte; § 35 
Abs. 3 ist insoweit nicht anzuwenden. Die Sätze 1 
und 2 gelten nur, wenn die Auszubildenden die 
nächstgelegene entsprechende zumutbare Ausbil- 
dungsstätte besuchen. 

(5) Zur Deckung besonderer Aufwendungen, die 
mit der Ausbildung in unmittelbarem Zusammen- 
hang stehen, insbesondere bei überdurchschnittlichen 
Ausbildungskosten und bei Internatsunterbringung, 
kann Ausbildungsförderung über die Beträge nach 
den Absätzen 1 bis 4 hinaus geleistet werden, wenn 
dies zur Vermeidung von Härten erforderlich ist. 

§ 11 

Bedarf für Praktikanten 

Als monatlicher Bedarf für Praktikanten gelten die 
Beträge, die für Schüler der Ausbildungsstätten ge- 
leistet werden, mit deren Besuch das Praktikum in 
Zusammenhang steht. 

§ 12 

Einkommensbegriff 

(1) Als Einkommen gelten alle Einnahmen in Geld 
oder Geldeswert nach Abzug 

1. der mit ihrer Erzielung verbundenen not- 
wendigen Aufwendungen, 

2. der darauf entfallenden Einkommensteuer, 
Kirchensteuer und Erganzungsabgabe zur 
Einkommensteuer, 

3. der Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
und zur Bundesanstalt für Arbeit oder frei- 
williger Aufwendungen zur sozialen Siche- 
rung oder für eine private Kranken-, Un- 
fall- oder Lebensversicherung in angemes- 
senem Umfang. 

Den Einnahmen stehen Ansprüche auf Leistungen in 
Geld oder Geldeswert — mit Ausnahme von gesetz- 
lichen Unterhaltsansprüchen — sowie Anwartschaf- 
ten gleich, die durch Stellung eines Antrages zu der- 
artigen Ansprüchen erwachsen können; das gilt 
nicht, soweit die Ansprüche oder Anwartschaften 
nicht zu verwirklichen sind oder aus Unkenntnis 
oder aus einem wichtigen Grund nicht geltend ge- 
macht worden sind oder geltend gemacht werden. 

(2) Bei Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
wird der nach § 9 a Satz 1 Ziff. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes vorgeschriebene Pauschbetrag zur 
Abgeltung der Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 abgesetzt, sofern nicht höhere Werbungskosten 
im Sinne von § 9 des Einkommensteuergesetzes 
nachgewiesen werden; dies gilt in den Fällen des 
§ 13 mit der Maßgabe, daß monatlich ein Zwölftel 


des Pauschbetrages abgesetzt wird. Bei anderen Ein- 
nahmen werden als Aufwendungen die Werbungs- 
kosten im Sinne des § 9 des Einkommensteuergeset- 
zes oder die Betriebsausgaben im Sinne des § 4 des 
Einkommensteuergesetzes abgesetzt, jedoch mit 
Ausnahme von erhöhten Absetzungen und Sonder- 
abschreibungen, soweit sie die nach § 7 des Einkom- 
mensteuergesetzes zulässigen Absetzungen für Ab- 
nutzung übersteigen. 

(3) Nicht als Einkommen gelten 

1. Leistungen, die nach bundes- oder landes- 
gesetzlichen Vorschriften gewährt werden, 
um einen Mehrbedarf zu decken, der durch 
einen Körperschaden verursacht ist, 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nach- 
gehenden Gesundheitsfürsorge, 

3. a) die Grundrenten und die Schwerstbe- 

schädigtenzulage nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz, 

b) die Renten, die in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes über die Grund- 
renten und die Schwerstbeschädigten- 
zulage gewährt werden, 

c) die Renten, die den Opfern national- 
sozialistischer Verfolgung wegen einer 
durch die Verfolgung erlittenen Ge- 
sundheitsschädigung geleistet werden, 
bis zur Höhe des Betrages, der in der 
Kriegsopferversorgung bei gleicher 
Minderung der Erwerbsfähigkeit als 
Grundrente und Schwerstbeschädigten- 
zulage geleistet würde, 

d) ein der Grundrente des Beschädigten 
und der Schwerstbeschädigtenzulage 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
entsprechender Betrag, wenn diese Lei- 
stungen nach § 65 des Bundesversor- 
gungsgesetzes ruhen, 

4. sonstige Leistungen, deren Zweckbestim- 
mung einer Anrechnung entgegensteht; 
dies gilt insbesondere für Leistungen, die 
zu einem anderen Zweck als zur Deckung 
des Bedarfs im Sinne dieses Gesetzes ge- 
währt werden. 

5. Unterhaltsleistungen der Eltern des Aus- 
zubildenden und seines Ehegatten, es sei 
denn, daß dieser dauernd von ihm getrennt 
lebt. 

§ 13 

Berechnungszeitraum für das Einkommen 
des Auszubildenden 

(1) Einkommen des Auszubildenden, das in jedem 
Kalendermonat des Bewilligungszeitraums (§ 34 
Abs. 2) regelmäßig wiederkehrt, wird auf den Be- 
darf des Kalendermonats angerechnet, auf den es 
entfällt. 

(2) Von sonstigem Einkommen des Auszubilden- 
den, das im Bewilligungszeitraum anfällt, wird auf 
den Bedarf jedes Kalendermonates desBewilligungs- 
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Zeitraumes der Betrag angerechnet, der sich ergibt, 
wenn die Summe dieses Einkommens durch die Zahl 
der Kalendermonate des Bewilligungszeitraumes ge- 
teilt wird. 

§ 14 

Anrechnung des Einkommens des Auszubildenden 

(1) Vom Arbeitseinkommen des Auszubildenden 
bleiben für ihn selbst jährlich anrechnungsfrei 

1 . für Schüler von weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen ab 
Klasse 10, von Fachoberschulen 


und Berufsfachschulen 600 DM, 

2. für andere Auszubildende 1 200 DM. 


Einkommen aus Vermögen ist bis zur Höhe von 
300 Deutsche Mark anrechnungsfrei, soweit es zu- 
sammen mit Arbeitseinkommen die in Satz 1 ge- 
nannten Beträge nicht übersteigt. 

(2) Vom Arbeitseinkommen des Auszubildenden 
bleiben jährlich anrechnungsfrei 

1. für den Ehegatten des Auszubil- 
denden 3 600 DM, 

2. für jedes Kind des Auszubilden- 
den 1800 DM. 

Diese Beträge mindern sich um das Einkommen des 
Auszubildenden, des Ehegatten und des Kindes, das 
dazu bestimmt ist oder üblicher- oder zumutbarer- 
weise dazu verwendet wird, den Unterhaltsbedarf 
des Ehegatten und der Kinder des Auszubildenden 
zu decken. Als Kinder werden die in § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 6 des Bundeskindergeldgesetzes be- 
zeichneten Personen berücksichtigt. 

(3) Die Vergütung aus einem Praktikantenver- 
hältnis wird abweichend von den Absätzen 1 und 2 
voll angerechnet, es sei denn, daß sich der Bedarf 
des Praktikanten nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 bemißt. 

§ 15 

Berechnungszeitraum für das Einkommen der Eltern 
und des Ehegatten 

(1) Für die Anrechnung des Einkommens des Ehe- 
gatten und der Eltern des Auszubildenden sind die 
Einkommensverhältnisse maßgebend, die sich für 
Lohnsteuerpflichtige aus der Lohnsteuerkarte des 
vorletzten Jahres, für Einkommensteuerpflichtige 
aus dem letzten Steuerbescheid vor Beginn des Be- 
willigungszeitraums (§ 34 Abs. 2) ergeben, für den 
die Ausbildungsförderung beantragt ist. 

(2) Läßt sich dieses Einkommen noch nicht fest- 
stellen, so wird unter Berücksichtigung der glaub- 
haft gemachten Einkommensverhältnisse über den 
Antrag entschieden. Ausbildungsförderung wird in- 
soweit unter dem Vorbehalt der Rückforderung ge- 
leistet. Sobald sich das Einkommen endgültig fest- 
stellen läßt, wird über den Antrag abschließend ent- 
schieden. 


(3) Wird glaubhaft gemacht, daß das Einkommen 
in dem Bewilligungszeitraum, für den die Leistung 
von Ausbildungsförderung in Betracht kommt, vor- 
aussichtlich wesentlich niedriger sein wird, als das 
nach Absatz 1 oder 2 maßgebliche Einkommen, so 
wird das voraussichtliche Einkommen dieses Bewilli- 
gungszeitraumes zugrunde gelegt. Ausbildungs- 
förderung wird insoweit unter dem Vorbehalt der 
Rückforderung geleistet. Sobald sich das Einkom- 
men des Bewilligungszeitraumes endgültig feststel- 
len läßt, wird über den Antrag abschließend ent- 
schieden. 

(4) Als Monatseinkommen gilt ein Zwölftel des 
Jahreseinkommens. 

§ 16 

Anrechnung des Einkommens der Eltern 
und des Ehegatten 

(1) Es bleiben jährlich anrechnungsfrei 

1. vom Einkommen der Eltern, so- 
fern sie nicht geschieden sind 

oder dauernd getrennt leben, . . 8 400 DM, 

2. vom Einkommen eines allein- 
stehenden oder dauernd ge- 
trennt lebenden Elternteils oder 

des Ehegatten 6 000 DM. 

Der Freibetrag von 6000 Deutsche Mark gilt auch für 
den Elternteil, der mit einer Person verheiratet ist, 
die nicht in Eltern-Kind-Beziehung zum Auszubilden- 
den steht. 

(2) Haben beide Elternteile Arbeitseinkommen, 
so erhöht sich der Freibetrag nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 um das Einkommen des Elternteils mit dem 
niedrigeren Einkommen, jedoch höchstens um 2040 
Deutsche Mark. 

(3) Die Freibeträge des Absatzes 1 erhöhen sich 

1. für jedes Kind und den Ehe- 
gatten des Einkommensbezie- 
hers, wenn sie in einer Ausbil- 
dung stehen, die nach diesem 
Gesetz oder nach anderen Vor- 
schriften entsprechend gefördert 

werden kann, um 600 DM, 

2. für andere Kinder und für wei- 
tere nach dem bürgerlichen 
Recht Unterhaltsberechtigte, 

a) die das 15. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben, um je 1 920 DM, 

b) die das 15. Lebensjahr voll- 
endet haben, um je 2 880 DM. 

Diese Beträge mindern sich um das Einkommen 
des Kindes, des Ehegatten oder des sonstigen 
Unterhaltsberechtigten, das dazu bestimmt ist oder 
üblicher- oder zumutbarerweise dazu verwendet wird, 
deren Unterhaltsbedarf zu decken. Das gilt in den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 1 jedoch nur, soweit das an- 
zurechnende Einkommen die nach § 10 in Betracht 
kommenden Bedarfssätze übersteigt. 
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(4) Das die Freibeträge nach den Absätzen 1 bis 3 j 
übersteigende Einkommen der Eltern und des Ehe- 
gatten bleibt zu 25 vom Hundert anrechnungsfrei. 
Der Vomhundertsatz erhöht sich um 5 für jedes 
Kind, für das ein Freibetrag nach Absatz 3 gewährt 
wird. 

(5) Als Kinder werden die in § 2 Abs. 1 Satz 1 
des Bundeskindergeldgesetzes bezeichneten Per- 
sonen berücksichtigt. 

(6) Das Einkommen des Ehegatten bleibt außer 
Betracht, wenn er von dem Auszubildenden dauernd 
getrennt lebt. 

(7) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann ab- 

weichend von den vorstehenden Vorschriften ein 
weiterer Teil des Einkommens anrechnungsfrei : 
bleiben. j 

§ 17 I 

Anrechnung des Vermögens 

(1) Das verwertbare Vermögen des Auszubilden- 
den, seines Ehegatten und seiner Eltern wird auf den 
Bedarf angerechnet, soweit ohne diese Anrechnung 
die Leistung von Ausbildungsförderung offenbar 
nicht gerechtfertigt wäre. § 16 Abs. 6 gilt ent- 
sprechend. 

(2) Das Nähere bestimmt die Bundesregierung j 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates. 

§ 18 

Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge 

Die Bedarfssätze, die Freibeträge und die Sätze 
nach § 16 Abs. 4 sind alle zwei Jahre durch Gesetz 
neu festzusetzen. Dabei ist der Einkommensentwick- 
lung und den Veränderungen der Lebenshaltungs- 
kosten Rechnung zu tragen. Der Gesetzesvorlage der 
Bundesregierung ist eine Stellungnahme des Bei- 
rates (§ 29 Abs. 2) beizufügen. 

§ 19 

Förderungsarten 

(1) Ausbildungsförderung wird als Zuschuß ge- 
leistet. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist Ausbildungs- 
förderung als Darlehen zu leisten 

1. für die Ausbildung eines Deutschen, der 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Aus- 
land hat, an einer dort gelegenen Ausbil- 
dungsstätte (§ 4), 

2. für eine weitere Ausbildung nach Abschluß 
einer ersten berufsqualifizierenden Aus- 
bildung, es sei denn, daß die Voraus- 
setzungen des § 5 Abs. 2 Satz 1 gegeben 
sind (§ 5 Abs. 2), 

3. für die Deckung besonderer Aufwendun- 
gen (§ 10 Abs. 5) mit Ausnahme von über- 
durchschnittlichen Ausbildungskosten. 


(3) Abweichend von Absatz 2 kann für die Aus- 
bildung eines Deutschen, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat, an einer dort gelegenen 
Ausbildungsstätte (§ 4) Ausbildungsförderung auch 
ganz oder teilweise als Zuschuß geleistet werden, 
wenn die besonderen Umstände des Einzelfalles, ins- 
besondere die Leistungen des Auszubildenden, die 
Förderlichkeit der Ausbildung für den angestrebten 
Beruf oder die Höhe der bereits als Darlehen gelei- 
steten Ausbildungsförderung, dies rechtfertigen. 

(4) Darlehen nach den Absätzen 2 und 3 dürfen 
den Gesamtbetrag von 6000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen, es sei denn, daß sie für eine weitere 
Ausbildung im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 2 geleistet 
werden. 

§ 20 

Darlehensbedingungen 

(1) Das Darlehen ist nicht zu verzinsen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist das Darlehen 
mit 6 vom Hundert für das Jahr zu verzinsen, wenn 
der Darlehensnehmer mit der Rückzahlung in Ver- 
zug gerät. Aufwendungen für die Geltendmachung 
der Darlehensforderung sind hierdurch nicht abge- 
golten. 

(3) Das Darlehen ist in monatlichen Raten von 
fünfzig Deutsche Mark zurückzuzahlen. Die erste 
Rate ist drei Jahre nach Beendigung der Ausbildung 
zu leisten. 

§ 21 

Förderungsdauer 

(1) Ausbildungsförderung wird für die Dauer der 
Ausbildung — einschließlich der unterrichtsfreien 
Zeit — geleistet. 

(2) Ausbildungsförderung wird vom Beginn des 
Antragsmonats, frühestens jedoch vom Beginn des 
Monats an geleistet, in dem die Ausbildung auf- 
genommen wird. 

§ 22 

Pfändungsschutz 

(1) Der Anspruch auf Ausbildungsförderung kann 
nicht gepfändet, verpfändet oder abgetreten werden. 

(2) Das gleiche gilt für die Forderung eines Aus- 
zubildenden gegen ein Geldinstitut, die durch Gut- 
schrift eines auf sein Konto überwiesenen Forde- 
rungsbetrages entstanden ist, für die Dauer von sie- 
ben Kalendertagen seit der Gutschrift. Eine Pfändung 
des Guthabens bei dem Geldinstitut gilt als mit der 
Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Guthaben in 
Höhe der in Satz 1 bezeichneten Forderung während 
des dort genannten Zeitraumes nicht erfaßt; der Aus- 
zubildende hat dem Geldinstitut nachzuweisen, daß 
die in Satz 1 genannten Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Bei den Beziehern einer laufenden Leistung 
nach diesem Gesetz gilt für die Pfändung von Bar- 
geld § 811 Nr. 8 der Zivilprozeßordnung entspre- 
chend. 
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§ 23 

Rückzahlungspflicht 

Haben die Voraussetzungen für die Leistung der 
Ausbildungsförderung an keinem Tage des Kalen- ; 
dermonats Vorgelegen, für den sie gezahlt worden 
ist, so ist der Forderungsbetrag insoweit zurück- 
zuzahlen, als 

1. der Auszubildende die Leistung dadurch her- 
beigeführt hat, daß er vorsätzlich oder fahr- 
lässig falsche oder unvollständige Angaben ge- 
macht oder eine Anzeige nach § 36 unterlassen j 
hat, 

2. der Auszubildende gewußt oder infolge Fahr- i 
lässigkeit nicht gewußt hat, daß die Voraus- j 
Setzungen für die Leistung von Ausbildungs- 
förderung nicht erfüllt waren, 

3. der Auszubildende nach der Stellung des An- 
trages auf Ausbildungsförderung Einkommen 
im Sinne des § 12 erzielt hat, das bei der Be- j 
willigung der Ausbildungsförderung nicht be- 
rücksichtigt worden ist, 

oder 

4. Ausbildungsförderung unter dem Vorbehalt 
der Rückforderung geleistet worden ist. 


ABSCHNITT IV 

Vorausleistung und Überleitung 
§ 24 

Vorausleistung von Ausbildungsförderung 

Macht der Auszubildende glaubhaft, daß seine 
Eltern den nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
angerechneten Unterhaltsbetrag nicht leisten, und ist 
dadurch die Fortsetzung der Ausbildung gefährdet, 
so wird nach Anhörung der Eltern Ausbildungsförde- 
rung ohne Anrechnung dieses Betrages geleistet. 

§ 25 

Überleitung von Unterhaltsansprüchen 

(1) Hat der Auszubildende für die Zeit, für die 
ihm Ausbildungsförderung gezahlt wird, nach bür- 
gerlichem Recht einen Unterhaltsanspruch gegen 
seine Eltern, so kann das Amt für Ausbildungsförde- 
rung den Übergang dieses Anspruchs auf den Bund 
bis zur Höhe seiner Aufwendungen durch schriftliche 
Anzeige an den Verpflichteten bewirken, jedoch nur 
soweit auf den Bedarf des Auszubildenden bei An- 
wendung der §§ 16 und 17 das Einkommen und Ver- 
mögen der Eltern anzurechnen ist. 

(2) Die schriftliche Anzeige bewirkt den Über- 
gang des Anspruchs für die Zeit, für die dem Aus- 
zubildenden die Ausbildungsförderung ohne Unter- 
brechung gezahlt wird; als Unterbrechung gilt ein 
Zeitraum von mehr als zwei Monaten. Der Übergang 


ist nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Anspruch 
nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
kann. 

(3) Für die Vergangenheit können die Eltern des 
Auszubildenden außer unter den Voraussetzungen 
des bürgerlichen Rechts nur in Anspruch genommen 
werden, wenn ihnen die Bewilligung der Ausbil- 
dungsförderung unverzüglich schriftlich mitgeteilt 
worden ist. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den 
Verwaltungsakt, der den Übergang des Anspruchs 
bewirkt, haben keine aufschiebende Wirkung. 

(5) Der Anspruch ist vom Zugang der Über- 
leitungsanzeige an mit 6 vom Hundert zu verzinsen. 

§ 26 

Überleitung von öffentlich-rechtlichen 
Leistungsansprüchen 

(1) Hat der Auszubildende für die Zeit, für die 
ihm Ausbildungsförderung bewilligt worden ist, ge- 
gen einen Träger der Sozialversicherung, einen 

j öffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder eine Öffent- 
j lich-rechtliche Kasse Anspruch auf eine Leistung, die 
| auf den Bedarf anzurechnen ist, so kann das Amt für 
| Ausbildungsförderung den Übergang dieses An- 
spruchs auf den Bund in Höhe seiner Aufwendungen 
durch schriftliche Anzeige an den Verpflichteten be- 
wirken. 

(2) § 25 Abs. 2 ist anzuwenden. 


ABSCHNITT V 
Organisation 

§ 27 

Auftragsverwaltung 

(1) Dieses Gesetz wird im Aufträge des Bundes 
von den Ländern ausgeführt. 

(2) Die Länder errichten Ämter für Ausbildungs- 
förderung und Landesämter für Ausbildungsförde- 
rung. 

(3) Für jeden Landkreis und für jeden Stadtkreis 
wird ein Amt für Ausbildungsförderung errichtet. 
Die Länder können bestimmen, daß ein Amt für 
Ausbildungsförderung für mehrere Kreise zuständig 
ist. Im Lande Berlin können mehrere Ämter für Aus- 
bildungsförderung errichtet werden. In den Ländern 
Bremen und Hamburg kann davon abgesehen wer- 
den, Ämter für Ausbildungsförderung zu errichten. 

(4) Für jedes Land wird ein Landesamt für Aus- 
bildungsförderung errichtet. Mehrere Länder kön- 
nen ein gemeinsames Landesamt für Ausbildungs- 
förderung errichten. 
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§ 28 

Beirat für Ausbildungsförderung 

(1) Bei dem zuständigen Bundesminister wird 
ein Beirat für Ausbildungsförderung errichtet. 

(2) Dem Beirat gehören an 

1. fünf vom Bundesrat benannte Vertreter 
aus dem Ausbildungswesen, 

2. zwei Vertreter aus dem Kreise der Aus- 
zubildenden, 

3. zwei Vertreter aus dem Bereich der Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaften, 

4. ein Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit, 

5. je ein Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. 

(3) Die Mitglieder des Beirates werden von der 
Bundesregierung für die Dauer von vier Jahren be- 
rufen, die Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 2 bis 5 mit 
Zustimmung des Bundesrates. 

§ 29 

Aufgaben des Beirates 

(1) Der Beirat unterbreitet dem zuständigen Bun- 
desminister Vorschläge für 

1. die Durchführung des Gesetzes, 

2. die weitere Ausgestaltung der gesetzlichen 
Regelung der individuellen Ausbildungs- 
förderung, 

3. die Berücksichtigung neuer Ausbildungs- 
formen. 

(2) Der Beirat nimmt Stellung zu der Gesetzes- 
vorlage der Bundesregierung über die Anpassung 
der Bedarfssätze, Freibeträge und Sätze nach § 16 
Abs. 4. 


ABSCHNITT VI 
Verfahren 

§ 30 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Entscheidung über die Ausbildungs- 
förderung ist das Amt für Ausbildungsförderung 
zuständig, in dessen Bereich die Eltern des Auszu- 
bildenden oder, wenn nur noch ein Elternteil lebt, 
dieser den gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) Das Amt für Ausbildungsförderung, in des- 
sen Bereich der Auszubildende seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, ist zuständig, wenn 

1. der Auszubildende ein Abendgymnasium 
oder ein Kolleg besucht, 

2. der Auszubildende verheiratet ist, 


3. seine Eltern nicht mehr leben, 

4. seine Eltern ihren gewöhnlichen Aufent- 
haltsort nicht in dem Bezirk desselben 
Amtes für Ausbildungsförderung haben 

oder 

5. kein Elternteil einen Wohnsitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat. 

Hat in den Fällen des Satzes 1 der Auszubildende 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes keinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt, so ist das Amt für Ausbildungs- 
förderung zuständig, in dessen Bereich die Aus- 
bildungsstätte liegt. 

(3) Für die Entscheidung über die Ausbildungs- 
förderung eines Deutschen, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat und dort eine Ausbil- 
dungsstätte besucht, ist ein vom Lande Nordrhein- 
Westfalen bestimmtes Amt für Ausbildungsförde- 
rung zuständig. 

§ 31 

Antrag 

(1) Ausbildungsförderung wird auf schriftlichen 
Antrag bewilligt. 

(2) Der Antrag ist an das örtlich zuständige Amt 
für Ausbildungsförderung zu richten. Dem Eingang 
des Antrages bei diesem Amt steht der Eingang bei 
einer anderen deutschen Behörde gleich. 

(3) Der Antragsteller hat die zur Feststellung des 
Anspruchs erforderlichen Tatsachen anzugeben, die 
Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen Ur- 
kunden, insbesondere gutachtliche Stellungnahmen 
(§ 33), beizubringen. 

§ 32 

Ermittlungen, Auskunftspflichten 

(1) Das Amt für Ausbildungsförderung trifft die 
Feststellungen, die zur Durchführung dieses Geset- 
zes erforderlich sind. 

(2) Die Ausbildungsstätte gibt die nach § 33 erfor- 
derliche gutachtliche Stellungnahme ab. 

(3) Die Finanzbehörden erteilen dem Amt für 
Ausbildungsförderung Auskünfte über die Einkom- 
mens- und Vermögensverhältnisse des Auszubil- 
denden, seiner Eltern und seines Ehegatten, soweit 
die Durchführung dieses Gesetzes es erfordert. 

(4) Die Eltern und der Ehegatte des Auszubil- 
denden sind verpflichtet, dem Amt für Ausbildungs- 
förderung auf Verlangen Auskünfte zu erteilen und 
Urkunden vorzulegen, soweit die Durchführung die- 
ses Gesetzes es erfordert. 

(5) Die Arbeitgeber des Auszubildenden, seiner 
Eltern und seines Ehegatten sind verpflichtet, auf 
Verlangen dieser Personen Bescheinigungen über 
deren Arbeitslohn und auf der Lohnsteuerkarte ein- 
getragenen steuerfreien Jahresbeträge auszustellen 
und auf Verlangen des Amtes für Ausbildungsförde- 
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rung mit Einwilligung dieser Personen Auskünfte 
zu erteilen und Urkunden vorzulegen, soweit die 
Durchführung dieses Gesetzes es erfordert. 

§ 33 

Feststellung der Voraussetzungen 
für besondere Förderung 

(1) Der Auszubildende hat in den Fällen beson- 
derer Förderung eine gutachtliche Stellungnahme der 
Ausbildungsstätte darüber beizubringen, daß 

1. die besonderen Umstände des Einzelfalles 
eine weitere Ausbildung nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 rechtfertigen, 

2. er die Ausbildung aus wichtigem Grunde 
(§ 5 Abs. 3) abgebrochen hat. 

(2) Für die gutachtliche Stellungnahme nach Ab- 
satz 1 ist in den Fällen des § 5 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 die Ausbildungsstätte zuständig, die der Aus- 
zubildende künftig besuchen will. 

(3) Das Amt für Ausbildungsförderung ist an das 
Gutachten einer öffentlichen Ausbildungsstätte ge- 
bunden. Von dem Gutachten einer privaten Aus- 
bildungsstätte kann das Amt für Ausbildungsförde- 
rung nur aus wichtigem Grund abweichen. Dieser ist 
dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen. 


§ 36 

Änderungsanzeige 

Der Auszubildende ist verpflichtet, dem Amt für 
Ausbildungsförderung unverzüglich die Änderungen 
der Tatsachen anzuzeigen, die für die Ausbildungs- 
förderung maßgebend sind. 

§ 37 

Änderung des Bescheides 

Ändern sich die für die Leistung der Ausbildungs- 
förderung maßgeblichen Verhältnisse im Laufe des 
Bewilligungszeitraumes, so wird der Bescheid von 
dem Kalendermonat an geändert, von dem an eine 
Änderung um wenigstens zehn Deutsche Mark ge- 
rechtfertigt ist. 

§ 38 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben aufgrund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, un- 
befugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 


§ 34 

Form und Geltungsdauer des Bescheides 

(1) Die Entscheidung über den Antrag ist dem 
Antragsteller schriftlich mitzuteilen (Bescheid). 

(2) Ausbildungsförderung wird in der Regel für 
ein Jahr bewilligt (Bewilligungszeitraum). 

(3) Der Bewilligungsbescheid bleibt innerhalb 
desselben Ausbildungsabschnittes über den Bewilli- 
gungszeitraum hinaus gültig, solange ein neuer Be- 
scheid nicht ergangen ist. Dies gilt nur, wenn der 
neue Antrag einen Kalendermonat vor Ablauf des 
Bewilligungszeitraumes gestellt wurde. 


§ 35 

Zahlweise 

(1) Der Forderungsbetrag ist monatlich im vor- 
aus zu zahlen. 

(2) Können bei der erstmaligen Antragstellung 
in einem Ausbildungsabschnitt die zur Entscheidung 
über den Antrag erforderlichen Feststellungen nicht 
rechtzeitig getroffen werden, so wird für drei Mo- 
nate Ausbildungsförderung bis zur Höhe von zwei- 
hundertundfünfzig Deutsche Mark monatlich unter 
dem Vorbehalt der Rückforderung geleistet. 

(3) Forderungsbeträge unter zehn Deutsche Mark 
werden nicht geleistet. 

(4) Auszuzahlende Beträge werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet. 


(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 39 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 32 Abs. 4 oder 5 eine Aus- 
kunft nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig erteilt oder eine Urkunde nicht 
vorlegt, 

2. entgegen § 32 Abs. 5 eine Bescheinigung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
ausstellt, 

3. die in § 36 vorgeschriebene Änderungs- 
anzeige nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht unverzüglich erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten sind die Ämter für Ausbildungsförderung. 
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§ 40 

Rechtsweg 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten aus diesem 
Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

ABSCHNITT VII 
Kostentragung 

§ 41 

Aufbringung der Mittel 

Die Ausgaben, die bei der Ausführung dieses Ge- 
setzes entstehen, trägt der Bund. Die Länder tragen 
die Verwaltungsausgaben. 


ABSCHNITT VIII 
Schluß Vorschriften 

§ 42 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 43 

Inkrafttreten 

(1) Das Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft, so- 
weit es die Leistung von Ausbildungsförderung vor- 
sieht für 

1. Schüler von Gymnasien ab Klasse 11 und 
von Fachoberschulen, 

2. Schüler von Berufsaufbauschulen, Abend- 
realschulen, Abendgymnasien und Kollegs, 

3. Schüler von Berufsfachschulen, soweit für 
deren Besuch der Realschulabschluß oder 
eine vergleichbare Vorbildung Vorausset- 
zung ist, 

4. Schüler von Fachschulen, 

5. Praktikanten, die ein Praktikum im Zu- 
sammenhang mit dem Besuch der vorste- 
hend genannten Ausbildungsstätten leisten 
müssen. 

(2) Im übrigen wird der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes durch ein besonderes Gesetz 
bestimmt. 
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